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Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r ein Ã¤rztlich verordnetes
Funktionstraining. Die 1944 geborene KlÃ¤gerin ist Mitglied der Beklagten. Sie
leidet Laut Verordnung an rezidivierender Lumbalgie bei statischer Dysbalance,
Fibromyalgie-Syndrom und Restless-legs-Syndrom.

Die KlÃ¤gerin nimmt nach eigenen Angaben seit Sommer 2000 an von der
Beklagten durch Kostenbeteiligung gefÃ¶rdertem Funktionstraining in Form von
Warmwassergymnastik teil. Es handelt sich um ein Gruppentraining mit ca. 12
Teilnehmern unter der Leitung einer Sportlehrerin, das einmal wÃ¶chentlich statt
findet. Eine Ã¤rztliche Ã�berwachung findet nach Angaben der KlÃ¤gerin alle zwei
Monate statt, wobei ein Arzt die AusfÃ¼hrung der Ã�bungen Ã¼berprÃ¼ft und
korrigiert.

Am 15. Januar 2002 beantragte die KlÃ¤gerin durch ihren behandelnden
OrthopÃ¤den die weitere FÃ¶rderung des Funktionstrainings durch die Beklagte
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fÃ¼r weitere sechs Monate.

Nachdem der medizinische Dienst der Krankenkassen (MdK) die weitere
KostenÃ¼bernahme des Funktionstrainings medizinisch nicht fÃ¼r notwendig hielt,
sowie auch nicht die weitere Ã¤rztliche Aufsicht, vielmehr eine DurchfÃ¼hrung in
Eigenregie fÃ¼r mÃ¶glich hielt, lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 25.01.2002
die weitere KostenÃ¼bernahme ab und wies auch den Widerspruch der KlÃ¤gerin
mit Widerspruchsbescheid vom 17.05.2002 zurÃ¼ck.

Hiergegen richtet sich die am 20.06.2002 bei Gericht eingegangene Klage. Zu deren
BegrÃ¼ndung stÃ¼tzt sich die KlÃ¤gerin auf die Empfehlung ihres behandelnden
Arztes, der die Fortsetzung des Trainings fÃ¼r unbedingt sinnvoll hÃ¤lt. Im
Ã¼brigen sei die Gruppentherapie wesentlich KostengÃ¼nstiger als sonstige, bei
Abbruch des Trainings eventuell erforderliche Krankengymnastik oder stationÃ¤re
Behandlung.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid vom 11.10.20Q2 aufzuheben und die Beklagte unter
Aufhebung des Bescheides vom 25.11.2002 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 17.05.2002 zu verurteilen, ihr Leistungen zum
Rehabilitationssport gemÃ¤Ã� der Ã¤rztlichen Verordnung vom 15.01.2002 zu
bewilligen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie beruft sich auf die Gesamtvereinbarung Ã¼ber den Rehabilitationssport und
Funktionstraining der Bundesarbeitsgemeinschaf fÃ¼r Rehabilitation vom
01.01.1994 und trÃ¤gt vor, Zielsetzung von Rehabilitationssport und
Funktionstraining sei "Hilfe zur Selbsthilfe" zu leisten und den Behinderten zu
motivieren, ein angemessenes Bewegungstraining selbstÃ¤ndig durchzufÃ¼hren.
Rehabilitationssport bzw. Funktionstraining seien so lange erforderlich, bis das Ziel
der Rehabilitation erreicht sei bzw. der Behinderte noch nicht Ã¼ber die
FÃ¤higkeiten zur selbstÃ¤ndigen DurchfÃ¼hrung verfÃ¼ge. Dies sei dauerhaft nur
bei besonders schweren Krankheitsbildern der Fall, nicht jedoch bei der KlÃ¤gerin.

Nach AnkÃ¼ndigung in der nichtÃ¶ffentlichen Sitzung vom 11.10.2002 erging der
Gerichtsbescheid vom 11.10.2002, der dem ProzessbevollmÃ¤chtigten der
KlÃ¤gerin am 16.10.2002 zugestellt wurde. Am 28.10.2002 stellte die KlÃ¤gerin den
Antrag auf DurchfÃ¼hrung der mÃ¼ndlichen Verhandlung.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug genommen
auf die Niederschrift der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 07.05.2003, sowie auf den
sonstigen Inhalt der Gerichts- und Verwaltungsakten.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Klage ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin ist durch den angefochtenen Bescheid nicht beschwert, denn dieser
ist rechtmÃ¤Ã�ig (Â§ 54 Abs. 2 SGG). Zu Recht hat die Beklagte die weitere
FÃ¶rderung der Warmwassergymnastik versagt, denn die KlÃ¤gerin ist nunmehr in
der Lage, die Ã�bungen selbstÃ¤ndig und in eigener Verantwortung
durchzufÃ¼hren.

GemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB V in Verbindung mit Â§ 44 Abs. l Nr. 3 und 4 SGB IX werden die
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilnahme am Arbeitsleben
insbesondere durch Ã¤rztlich verordneten Rehabilitationssport in Gruppen unter
Ã¤rztlicher Betreuung und Ã�berwachung durchgefÃ¼hrt und durch Ã¤rztlich
verordnetes Funktionstraining in Gruppen unter fachkundiger Anleitung und
Ã�berwachung ergÃ¤nzt. Die Beklagte ist gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX
zustÃ¤ndiger RehabilitationstrÃ¤ger fÃ¼r Rehabilitationssport und
Funktionstraining.

Durch die Neufassung des Â§ 43 SGB VI bei gleichzeitigem Wegfall der bisherigen
Nr. 1 SGB V bilden nunmehr seit 1. Juli 2001 Â§ 43 SGB V in Verbindung mit Â§ 44
Abs. 1 Nr. 3 und 4 SGB IV die leistungsrechtlichen Grundlagen fÃ¼r den Anspruch
auf Ã�bernahme von Kosten fÃ¼r Ã¤rztlich verordneten Rehabilitationssport und
Ã¤rztlich verordnetes Funktionstraining. Die bisherigen Ermessensleistungen sind
nun Rechtsanspruchsleistungen. Aus der Formulierung des Â§ 43 SGB V wird
deutlich, dass die Leistungen nach Â§ 44 SGB IX zu erbringen sind. Hieraus folgt,
dass.die Teilnahme am Rehabilitationssport und Funktionstraining nicht mehr nur
gefÃ¶rdert wird, sondern die Kosten von der Krankenkasse zu tragen sind. Dies gilt
fÃ¼r alle Leistungen, die nach dem 30. Juni 2001 beginnen oder verlÃ¤ngert
werden.

GemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs. 2 SGB IX nehmen die RehabilitationstrÃ¤ger ihre Aufgaben
selbstÃ¤ndig und eigenverantwortlich wahr. Um sicherzustellen, dass
Rehabilitationssport und Funktionstraining als ergÃ¤nzende Leistungen zu
Rehabilitation im Rahmen der fÃ¼r die einzelnen RehabilitationstrÃ¤ger geltenden
vorschiften nach einheitlichen GrundsÃ¤tzen erbracht bzw. gefÃ¶rdert werden,
haben die TrÃ¤ger der gesetzlichen Krankenversicherung, Unfallversicherung,
Rentenversicherung und Kriegsopferversorgung, unter Beteiligung der
kassenÃ¤rztlichen Bundesvereinigung, am 01.01.1994 die Gesamtvereinbarung
Ã¼ber den Rehabilitationssport und Funktionstraining getroffen. Die Voraussetzung
n fÃ¼r die FÃ¶rderung von Rehabilitationssport und Funktionstraining sind mangels
gesetzlicher Regelungen weiterhin der Gesamtvereinbarung Ã¼ber den
Rehabilitationssport und Funktionstraining vom 01.01.1994 zu entnehmen. Die Nm.
3 und 4 des Â§ 44 Abs. 1 SGB IX sollten nach dem Willen des Gesetzgebers nur den
AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r die FortfÃ¼hrung der Gesamtvereinbarung bilden
(Hauck, Sozialgesetzbuch,Â·sGsÂ·1x, Â§ 44 Rn. 16). Der Neuentwurf einer
Rahmenvereinbarung Ã¼ber Rehabilitationssport und Funktionstraining, Stand
25.03.2003, ist bislang nicht in Kraft getreten.

Die Ã¤rztliche Verordnung der KlÃ¤gerin betrifft den Rehabilitationssport
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"Schwimmen-", wÃ¤hrend sie tatsÃ¤chlich an einer Warmwassergymnastik
teilnimmt. FÃ¼r diese beantragt sie auch die weitere FÃ¶rderung, nunmehr in Form
von KostenÃ¼bernahme wie sie durch ihre Aussage im Termin deutlich macht.
Insofern ist auch die tatsÃ¤chlich durchgefÃ¼hrte Wassergymnastik abzustellen.

Bei dieser Art Gymnastik handelt es sich um Funktionstraining im Sinne der
Gesamtvereinbarung.

Rehabilitationssport und Funktionstraining sind voneinander abzugrenzen. Nach Â§
2 A s. 1 der Gesamtvereinbarung wirkt der Rehabilitationssport mit Mitteln des
Sports und sportlich ausgerichteter Spiele ganzheitlich auf den Behinderten ein, um
in besondere seine Ausdauer, Koordination, FlexibilitÃ¤t und Kraft zu stÃ¤rken. Â§ 4
Abs. 1 enthÃ¤lt Beispiele fÃ¼r Rehabilitationsportarten, diese sind Gymnastik,
Leichtathletik, Schwimmen, Bewegungsspiel in Gruppen, soweit es sich um auf die
Behinderung abgestellte Ã�bungen handelt. Funktionstraining gemÃ¤Ã� Â§ 3
dagegen wirkt besonders mit Mitteln der Krankengymnastik und der Ergotherapie
gezielt auf spezielle kÃ¶rperliche Strukturen (z.B. Muskeln und Gelenke). Es ist
organorientiert und dient den Erhalt von Funktionen, der Beseitigung oder
Verbesserung von StÃ¶rungen der Funktionen sowie dem HinauszÃ¶gern von
Funktionsverlusten ejnzelner Organsysteme/KÃ¶rperteile. Funktionstraining ist auch
Hilfe zur Selbsthilfe, insbesondere um die eigene Verantwortung des Behinderten
fÃ¼r seine. Gesundheit und seine Motivation zum angemessenen tÃ¤glichen
Bewegungstraining zu stÃ¤rken und ihn zur SelbstÃ¼bung zu befÃ¤higen. Dabei
umfasst es bewegungstherapeutische Ã�bungen, die als Gruppenbehandlung unter
fachkundiger Anleitung und Ã�berwachung, vor allem durch Krankengymnasten im
Rahmen regelmÃ¤Ã�iger Ã�bungsveranstaltungen durchgefÃ¼hrt werden.
Funktionstraining zielt insbesondere auf die Behandlung des Zustandes chronisch
Kranker ab. Nach Â§ 5 der Vereinbarung sind Funktionstrainingsarten z.B. Trocken-
und Wassergymnastik. GemÃ¤Ã� Â§ 10 Abs. 2 sollen fachkundige,
physiotherapeutisch erfahrene Ã�rzte beratend zur VerfÃ¼gung stehen.

Das Training, an dem die KlÃ¤gerin teilnimmt, ist als Wassergymnastik zu
bezeichnen und wird in Â§ 5 der Vereinbarung beispielhaft fÃ¼r das
Funktionstraining. genannt. Es. wird nicht konstant Ã¤rztlich Ã¼berwacht, sondern
von einer Sportlehrerin geleitet. Ein Arzt steht bisweilen beratend zur VerfÃ¼gung.
Es steht nicht der Sport im Vordergrund sondern die krankengymnastische
Einwirkung auf den KÃ¶rper der KlÃ¤gerin. Es dient der KlÃ¤gerin dazu, einer
Versteifung der Gelenke und Muskeln vorzubeugen und die Schmerzen zu lindern,
daher findet es auch in warmen Wasser statt.

Das Gesetz enthÃ¤lt keine Bestimmung hinsichtlich der Dauer der Leistungspflicht.
DiesbezÃ¼glich findet die weiterhin geltende Regelung der Gesamtvereinbarung
vom 01.01.1994 Anwendung. Auch die Tatsache, dass es sich bei der GewÃ¤hrung
von Funktionstraining um eine Leistung handelt, auf die der Versiherte seit
01.07.2001 gemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB V und Â§ 44 Abs. 1 Nm. 3 und 4 einen Anspruch
hat, fÃ¼hrt nicht zu einer zeitlich unbegrenzten FÃ¶rderung. Dies folgt zum einen
aus dem gesetzgeberischem Willen, die Gesamtvereinbarung anzuwenden, die
ihrerseits ein Ende der Leistungen vorsieht. Zum anderen auch aus dem
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allgemeinen VerstÃ¤ndnis von Rehabilitation, die zeitlich begrenzt ist, bis der
Patient wieder seine verlorene SelbstÃ¤ndigkeit zurÃ¼ck gewonnen hat.

Nach Â§ 3 Abs. 2 der Gesamtvereinbarung besteht fÃ¼r das Funktionstraining keine
Notwendigkeit mehr, wenn der Â·Behinderte Ã¼ber die Fertigkeit en in den
BewegungsablÃ¤ufen verfÃ¼gt, die ihn in die Lage versetzen, die Ã�bungen
selbstÃ¤ndig durchzufÃ¼hren. Diese SelbstÃ¤ndigkeit kann bei bestimmten
chronischen Krankheiten dauerhaft fehlen. Eine AufzÃ¤hlung in Betracht
kommender chronischer Krankheiten enthÃ¤lt die Gesamtvereinbarung der noch
geltenden Fassung fÃ¼r das Funktionstraining nicht. ErgÃ¤nzend kann Â§ 2 Abs. 2
herangezogen werden, der insoweit eine Regelung fÃ¼r den Rehabilitationssport
enthÃ¤lt. Danach. fehlt die FÃ¤higkeit zur selbstÃ¤ndigen DurchfÃ¼hrung der
Ã�bungen nur bei schwerer MobilitÃ¤tsbehinderung (beispielsweise Cerebralparese,
QuerschnittslÃ¤hmung, Amputation oder LÃ¤hmung von GliedmaÃ�en, schwerer
SchÃ¤del-HirnverletzungÂ·, chronischen Krankheiten, die einen hÃ¶heren Grad an
Aufsicht notwendig machen (z.B. schwere koronare HerzkrankheitÂ·), sowie
erheblichen krankhaften. AntriebsstÃ¶rungen, die eine langzeitige Fremdmotivation
erforderlich machen (wie z.B. schwere organische HirnschÃ¤digung, geistige
Behinderung}.

Die Erkrankung der KlÃ¤gerin ist mit den oben genannten Erkrankungen in ihrer
schwere nicht annÃ¤hernd vergleichbar. Ferner kann der noch nicht in Kraft
getretene Entwurf einer Neufassung der Gesamt-Vereinbarung (Stand: MÃ¤rz 2003)
zu Argumentationszwecken herangezogen werden. Nach dessen Â§ 4 in Verbindung
mit Abs. 4c wird Funktionstraining in der gesetzlichen Krankenversicherung
lÃ¤ngstens fÃ¼r 12 Monate gewÃ¤hrt. Bei Fibromyalgie-Syndromen und-
Osteoporose besteht eine Leistungspflicht in der Regel lÃ¤ngstens bis zu 24
Monate. Aus dieser Regelung ergibt sich, dass die FÃ¶rderungshÃ¶chstdauer im
Falle der Erkrankungen der KlÃ¤gerin bei 24 Monaten liegen wÃ¼rden.

Die KlÃ¤gerin hat nach eigenen Angaben seit Sommer 2000 an dem Training
teilgenommen, so dass sie aufgrund der mindestens eineinhalbjÃ¤hrigen Dauer des
Trainings die BewegungsablÃ¤ufe gelernt hat und nunmehr durchfÃ¼hren kann. Sie
hat auch nicht vorgetragen, dass sie nicht in der Lage sei, die Ã�bungen
selbstÃ¤ndig durchzufÃ¼hren, sie hat allein darauf hingewiesen, dass die
Gymnastik zur Linderung- ihres Leidens unbedingt notwendig sei. In Anbetracht der
Tatsache, dass die oben genannte Neufassung noch nicht in Kraft getreten ist
erscheint eine GewÃ¤hrung des Funktionstrainings fÃ¼r die Dauer von mindestens
eineinhalb Jahren nach der jetzt geltenden Rechtslage auch nicht zu kurz, zumal die
Neufassung das Wort "lÃ¤ngstens" gebraucht. Wie die KlÃ¤gerin selbst im Termin
bekundet hat, ist sie mit der Wassergymnastik sehr zufrieden, so dass sie auch
entsprechend motiviert ist, die Ã�bungen fortzusetzen.

Insofern sind die Gutachten des MdK, nach denen die Ziele des Funktionstrainings
erreicht sind, Ã¼berzeugend, so dass ihnen ohne weite e Ã�berprÃ¼fung gefolgt
werden kann.

Diese Entscheidung soll nicht bedeuten, dass die KlÃ¤gerin auf das Training

                               5 / 6



 

verzichten soll. Es ist ihr jedoch zumutbar fÃ¼r die weitere Teilnahme die
notwendigen Kosten selbst zu tragen. Der Eigenanteil der KlÃ¤gerin betrug nach
ihren Angaben im Vierteljahr etwa 21 Euro. Auch wenn Streitgegenstand des
Verfahrens nunmehr die volle KostenÃ¼bernahme fÃ¼r sechs Monate ist, ist die
Berufung nach Â§ 144 Abs. 1 Nr. 1 SGG wegen Unterschreitens der
Berufungssumme nicht zulÃ¤ssig.

Die Berufung ist auch nicht nach Â§ 144 Abs. 2 SGG zuzulassen, da die Rechtssache
keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung hat und das Urteil auch nicht von einer
Entscheidung des Landessozialgerichts, des Bundessozialqerichts, des
gemeinsamen Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichts abweicht (Â§ Â·1 4 4 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 23.06.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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